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D ie  B und esrepublik scheut das R isiko n ic h t!
Nach der Bundestagsdebatte: Bereitschaft und ruhige Sicherheit

D T . Niem and in  M ü l ei d eut s ehlan d -wird dem Bundestag die 
Anerkennung versagen, daß er seine Debatte über die Große 
A n frage zur L a ge  in der Sowjetzone m it Ernst, Sachlichkeit 
und gutem W illen  geführt hat. Auch war d ie erfreuliche T a t­
sache zu verzeichnen, daß sich zwischen der Regierung und 
den Parte ien  in  allen wirklich wesentlichen Fragen  eine Über­
einstimmung ergeben hat: in  der Feststellung der Tatsachen, 
in  ihrer Beurteilung und auch in  dem W illen , durch eine w eit 
geöffnete Tü r möglichst lebendige Beziehungen zwischen den 
Menschen der beiden T e ile  Deutschlands zu ermöglichen. Daß 
es in der guten Übereinstimmung auch JSlemungsuntei'schieile 
gab, das ist nur natürlich. W ir  können jedenfalls froh  sein, 
wenn das Gemeinsame, das sich auf dem Gebiete der inner­
deutschen Beziehungen ergab, zwischen der Bundesregierung 
und den Parteien  auch in der Außenpolitik sichtbar werden 
würde. Das würde fü r die deutsche W iederverein igung einen
außerordentlich großen Schritt

D ie ausführliche Antwort, die 
Bundesminister Kaiser als 
Sprecher der Regierung auf die 
G roße A nfrage gab, brachte 
eine erschöpfende, aber b isw ei­
len auch erschütternde B e­
standsaufnahme der sow jet- 
zonalen W irklichkeit. Punkt fü r 
Punkt g in g  K a iser auf die g e ­
stellten 23 F ragen  ein, m it un­
anfechtbaren Tatsachen und 
Zahlen, m it eindrucksvoller Ge­
genüberstellung westdeutscher 
F reizügigkeit und sowjetdeut­
scher Engherzigkeit gegenüber 
den menschlichen Verbindun­
gen  über die Zonengrenze  hin­
weg.

Ohne Anerkenmmg Pankows
W ährend die SPD geneigt 

schien, den K re is  der sow jet­
zonalen Gesprächspartner —  
selbstverständlich ohne form ale 
Anerkennung der Republik von 
Pankow  — sehr w e it nach oben 
zu ziehen, äußerten andere 
Sprecher hierzu ihre Bedenken. 
D er W e g  zur W iederverein i­
gung, so wurde gesagt, führe 
nicht über Pankow, und es sei 
deshalb notwendig, alleri V er­
suchungen zu widerstehen, die 
gegenw ärtig  amtierenden. Macht­
haber der Zone anzuerkennen.

Ob es von den Machthabern

vorwärts bedeuten,

der Zone klug war, der Debatte 
des Bundestages m it einer pro­
pagandistisch gedachten Tagung 
der sogenannten Volkskammer 
vorauszueilen, das werden sie 
wahrscheinlich selbst bezwei­
feln. Nun kann nämlich jed er 
prüfen und vergleichen. W ir  
sind überzeugt, daß die Bevöl­
kerung der Zone, die im  Rund­
funk die Debatten des Bundes­
tages verfo lgen  konnte, auch 
genau vergleichen und prüfen 
w ird . Dann erg ib t sich die un­
zweife lhafte Erkenntnis, daß 
die Bundesrepublik, d ie heute 
schon den freiesten Verkehr 
über die Zonengrenze zuläßt, 
zu allem bere it ist, was die 
innerdeutschen Beziehungen von 
Mensch zu Mensch w eiter ver­
dichten und festigen  kann. D ie 
Bundesrepublik macht dabei 
keine Vorbehalte. Ih re  B ereit­
schaft beruht auf einer ruhigen 
Sicherheit, die auch das R is iko  
nicht scheut, das die unge­
kürzte F re ihe it nun einmal m it 
sich bringt. Umgekehrt suchen 
d ie Machthaber der Zone sich 
gerade gegen dieses offenbar 
als sehr gefährlich betrachtete 
R isiko abzuschirmen, indem sie 
den fre ien  Verkehr nicht nur 
der Menschen, sondern auch der

W ir  haben, diese Ausgabe des 
„W ochentag“ fast ganz auf die 
Bundestagsdebatte abgestellt, 
um unsere Leser in  der Zone 
über den wahren Verlau f des 
großen Bonner Ereignisses er­
schöpfend zu unterrichten.

,Jakob K a iser trug die 
Regierungserklärung vor

Gedanken und Schriften m ög­
lichst zu beschränken suchen.

Gerade das w erden sie än­
dern müssen, w enn sie W ert 
darauf legen, uns eine neue, 
entspannende P o lit ik  als W ahr­
h e it und W irklichkeit glaubhaft 
zu  machen. Sie w issen heute 
jeden fa lls  aus den Erklärungen 
der Bundesregierung und der 
deutschen Parteien, was allés 
auf dem Gebiete der innerdeut­
schen Beziehungen m öglich ist, 
wenn sie selbst guten W illens 
sind.



Die Fraktionen des Bundestages haben gemeinsam und übereinstimmend eine 
Große A n frage  an clie Bundesregierung gerichtet, die sich m it der Entwicklung in der 
Sowjetzone, m it der Lag'e in Berlin und m it den Möglichkeiten einer engeren Verbin­
dung zwischen, den beiden te ilen  Deutschlands befaßt. Zu diesen Themen wurden 
insgesamt 23 Fragen gestellt, die Bundesminister Kaiser in einer Regierungserklä­
rung beantwortete. Angesichts der Bedeiätung dieses Vorganges geben w ir an­
schließend die Große A n frage  in vollem  W ortlaut wieder. Es ist notwendig, daß 
jeder sie kennt. Denn es geht hier nicht um eine parlamentarische Angelegenheit, 
sondern um die Lebensfrage Deutschlands, die deshalb —  auch in öffentlichen 
Diskussionen und privaten Gesprächen —  die Sache aller Deutschen sein muß.

f 7. Befinden sich noch Verurteilte des 
17. Juni 1953 in den Strafanstalten der 
sowjetisch besetzten Zone?

8. L iegen  der Bundesregierung Unter­
lagen dafür vor, daß die angekün- 
digten neuen Methoden auf dem Ge­
biete des Arbeitsrechts zu tatsächli­
chen Veränderungen geführt haben?

9. T rifft es zu, daß seit An fang dieses 
Jahres durch die Bildung von . „P ro ­
duktionsgenossenschaften“ der Druck 
auf das Handwerk verschärft worden 
ist?

A u f der 3. Parteikonferenz der SED in 
Ostberlin im M ärz dieses Jahres und bei 
späteren Gelegenheiten haben Spitzen­
funktionäre der sowjetzonalen V erw al­
tung Rechtsverletzungen zugegeben und 
au f bestimmten Gebieten eine Überprü­
fung der bisherigen polizeistaatlichen 
Maßnahmen in Aussicht gestellt. Aus der 
Sorge um die betroffenen Menschen, die 
den Bundestag in allen seinen Bemühun- 
g  n .um eine Erleichterung der Verhält­
nisse in der sowjetisch besetzten Zone ge­
leitet hat, fragen  w ir die Bundesregierung:

1. Sind der Bundesregierung Tatsachen 
bekanntgeworden, die auf eine Hin­
wendung zu allgemeinen rechtsstaat­
lichen Prinzipien in der Sowjetzone 
schließen lassen könnten?

2. W ievie l politische Gefangene sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung in den 
letzten Monaten freigelassen worden?

3. W ie groß ist die Zahl der aus politi­
schen Gründen in der Sowjetzone noch 
immer Verurteilten bezw. Verhafteten? 
In  welchen Gefängnissen und Zueht- 
häusern befinden sie sich?

4. Unter welchen Bedingungen leben 
diese Gefangenen? Seit wann dürfen 
ihnen keine Pakete mehr geschickt 
werden ?

5. A u f Grund welcher Bestimmungen sind 
diese Gefangenen verurteilt worden?

6. W ie groß ist jetzt noch die Zahl der 
Gefangenen, die der Sowjetzonenver­
waltung durch die sowjetischen Be­
satzungsbehörden zur Verurteilung 
bzw. zum Strafvollzug der durch M ili­
tärtribunale verhängten Strafen über-

werden?

10. W ievie l Prozesse wegen sogenannter 
Abwerbung haben in den letzten M o­
naten in der Spwjetzone stattgefun­
den? Dauern solche Verfahren noch 
an?

Spitzenfunktionäre der Sowjetzone und 
der sowjetzonalen Blockparteien haben in 
der letzten Zeit durch Erklärungen ver­
schiedener A r t den Anschein zu erwecken 
versucht, als ob ihnen an Erleichterungen 
im Verkehr der Menschen zwischen beiden 
Teilen-Deutschlands und an einer Förde­
rung der innerdeutschen wirtschaftlichen 
und kulturellen- Beziehungen gelegen, sei. 
Unter Hinweis auf die wiederholten Be­
mühungen des Bundestages, insbesondere 
auch auf den Beschluß des Bundestages 
vom 28. M ai 1955 —  Drucksachen 1325, 
310 — , fragen w ir die Bundesregierung:

11. Was ist in den letzten Monaten
a ) seitens der Bundesrepublik,
b ) seitens der Verwaltung der So­

wjetzone
geschehen, um den Verkehr der Men­
schen zwischen den beiden Teilen 
Deutschlands zu erleichtern?

12. T r ifft  es zu, daß die Behörden der so­
wjetisch besetzten Zone die Genehmi-



über Berlin und die Sowjetzone
gung zu Besuchen von Verwandten ln 
der Bundesrepublik weiter einge­
schränkt haben?

13. W elche weiteren Schritte empfiehlt die 
Bundesregierung, um die innerdeut­
schen Beziehungen zu fördern?

3,ü. Welche Schritte könnten insbesondere 
erfolgen, um den geistigen und kultu­
rellen Zusammenhalt zwischen den bei­
den Teilen Deutschlands zu pflegen?

15. Welche Vereinbarungen der vier Kon- 
trollmächte, die nach allen bekannten 
Verträgen die Verantwortung für ganz 
Deutschland behalten haben, unterein­
ander oder m it deren Einverständnis 
zwischen.deutschen Verwaltungsstellen 
wären geeignet, die innerdeutschen 
Verbindungen und damit die W ieder­
vereinigung Deutschlands zu erleich­
tern ?

III
Spitzenfunktionäre der Sowjetzone ha­

ben in der letzten Zeit Erklärungen ab­
gegeben, die darauf schließen lassen könn­
ten, daß sie eine „Norm alisierung“ der 
Lage  in Berlin erstrebten. Aus der V er­
antwortung' für die deutsche Hauptstadt 
Berlin, zu der sich der Bundestag wieder­
holt bekannt hat, fragen w ir die Bundes­
regierung:

16. W ie beurteilt die Bundesregierung die 
erwähnten Erklärungen, und welche 
Möglichkeiten sieht sie für eine E r­
leichterung des Verkehrs von und nach 
Berlin  ?

17. W elche technischen Kontakte zwischen 
den beiden Teilen Berlins bestehen 
noch und welche —  z. B. Straßenbahn, 
Telefon —- könnten nach Kenntnis der 
Bundesregierung unverzüglich wieder­
hergestellt werden, wenn es die öst­
liche Verwaltung zuließe?

18. W ie beurteilt die Bundesregierung die 
serienmäßige Verhängung von Geld­
strafen gegen Bewohner des Ostsek­
tors, die in Westberlin arbeiten oder 
deren. K inder Westberliner Schulen be­
suchen ?

19. Sind noch in der letzten Zeit Fä lle  vor­
gekommen, in denen sich Angehörige 
Ostberliner Betriebe oder Verwaltun­
gen schriftlich verpflichten mußten, 
Westberliner Boden nicht zu betreten?

20. W ieviel Fä lle  von Menschenraub aus 
Westberlin sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung in der letzten Zeit 
vorgekommen ?

21. W ie  hoch ist die Zahl der W estberliner 
Siedler und Kleingärtner, denen seit 
Verhängung der Sperrmaßnahmen im  
Jahre 1952 die Nutzung ihrer Grund­
stücke in den Randgebieten der So­
wjetzone verwehrt w ird?

22. Werden die W estberliner noch immer 
daran gehindert, die in den Randgebie­
ten der Stadt gelegenen Friedhöfe zu 
besuchen ?

23. W ie beurteilt die Bundesregierung das 
Mißverhältnis zwischen den Rechten 
und Pflichten, die die vier Mächte für 
Berlin übernommen haben, und der 
Tatsache, daß im Ostsektor bewaff­
nete „Kam pfgruppen“ und Form atio­
nen der sowjetzonalen Streitkräfte 
aufmarschieren ?

Bonn, den 5. M ai 1956

gez. Dr. Krone und Fraktion 
„  Ollenhauer und Fraktion 
„  Dr. Dehler und Fraktion 
„  Dr. Feiler und Fraktion 
„  Dr. Schneider (Brem erhaven) und 

Fraktion 
„  Dr. Schneider und Fraktion

L ieber Leser !
W ir  wollen gern wissen, w ie  d ie V er­
teilung'U nserer Wochenausgabe in der 
sowjetischen Besatzungszone funktio­
niert. D ie Namen unserer Leser inter­
essieren uns dabei nicht, sondern nur 
die Orte. Deshalb bitten w ir  Sie, eine 
Ansiehts- oder Postkarte m it falschem 
Absender an fo lgende Adresse zu 
schicken:

Herrn E. R  e g  n i 
Berlin-Tempelhof 1 

Manfred-v.-Richthofen-Str. 2, I I  
Falls Sie den kleinen TA G  m it der 

P ost 'erhalten, entfernen Sie b itte Ih re 
Anschrift, nicht aber die M arke von 
dem Briefumschlag und schicken Sie 
ihn in einem anderen Briefumschlag 
an die obige Anschrift.

W ir  danken Ihnen für Ihre H ilfe .



Der Verlauf der Debatte
Bonn analysiert das Schicksal der Sow jeizonen-Bevölkerung

D ie große Debatte über d ie Sowjetzone am M ittwoch im 
Bundestag begann vor vollbesetztem  Haus m it der Begründung 
der von aiien Fraktionen eingcbrachten Großen  A n frage  (siebe 
Seite 2 und 3) durch den Abgeordneten und Präsidenten des 
Berliner Abgeordnetenhauses, W illy  Brandt. E r w ies darauf 
bin, daß sich der erste T e il der A n frage auf eine Konferenz 
der SED bezieht, in  der kürzlich Rechtsverletzungen in der 
Sowjetzone zugegeben wurden und eine Überprüfung der poli­
tischen Maßnahmen in  Aussicht gestellt worden sei.
F ü r die Menschen in  der 

Zone habe sich die L a g e  b is­
her so gut w ie  gar nicht geän­
dert. D ie in letzter Z e it e rfo lg ­
ten Entlassungen  von G efange­
nen beschränkten sich anschei­
nend auf 700 Fälle , die auf 
sowjetisches E ingre ifen  zurück­
zuführen sind. In  der Sow jet­
zone bestehe nicht nur ein 
peinliches M ißverhältnis zw i­
schen W orten  und Taten, die 
Zone hinke vie lm ehr gegenüber 
der Sowjetunion und anderen 
Oststaaten nach.,

Brandt erinnerte daran, daß 
in  der Sitzung der Zonen-Volks­
kammer vom Vortage das W ort 
von  den „ernsthaften Bemühun­
gen “ gefallen sei. „W ir  wollen 
klarmachen, daß w ir  von dem 
festen W illen  gele itet sind, 
eines Tages w ieder sinnvoll zu- 
sammenzufügen, was sinnlos 
auseinandergerisse22 wurde."

D er Abgeordnete  bezeichnete 
es als empörend, daß Deutsche 
bis in diese T a ge  zu Zuchthaus 
verurteilt wurden, nur w e il sie 
d ie Absicht hatten, ihren 
A rbeitsp latz von einem in  den

Jakob Kaiser;

anderen T e il Deutschlands zu 
verlegen. W as sich in  der So­
w jetzone unter der neuen P a ­
role der vollen Ausnutzung des 
Arbeitstages an Antreiberei ab­
spiele, sei ein Skandal. V ie le  
junge Menschen seien in Ge­
fängnissen und Zuchthäusern, 
w eil sie U lbricht um einiges 
voraus waren im Durchschauen 
Stalins. Von allen großen Z if­
fe rn  abgesehen, sollten, a lle Be­
teiligten  wissen, daß es „dem 
Deutschen Bundestag um jeden 
einzelnen Menschen geht und 
w ir  uns vop jedem  Einzelakt 
w illkürlicher Verhaftung g e tro f­
fen  und herausgefordert füh­
len.“

„Es schadet nichts, wenn auch 
das Ausland zur Kenntnis 
nimmt, w ie  w en ig  w ir  uns m it 
dem Zustand einer w illkü r­
lichen Spaltung abfinden.“  Es 
komme darauf an, „jedermann 
vo r dem tragischen Irrtum  zu 
bewahren, als ob w ir  uns ab­
gefunden hätten“ . Brandt ap­
pellierte abschließend an R e ­
g ierung und Parlam ent, alles 
zu tun, um den W eg  zu Ge­
samtdeutschland zu bereiten.

Noch 18000 politische Häftlinge
Naeli dem Bundestagsabgeord- 

neten Brandt gab der Bundes- 
m m isier fü r gesamtdeutsche 
F rageiij Jakob Kaiser, eine B e­
antwortung der Großen An­
frage. E r  führte aus, d ie Bun­
desregierung verfo lge  m it Sorg­
fa lt  die E ntw ick lung  in der 
Zone und suche ständig nach 
M öglichkeiten engerer Verb in­
dung zwischen der Bevölkerung 
der beiden Te ile  Deutschlands. 
D ie  Bundesregierung sei nach 
sorg fä ltiger Prüfung der Vor­
gänge in der letzten Zeit in der 
sowjetischen Zone zu der Über­

zeugung gekommen, daß sich 
bis heute nichts geändert habe.

„ Im  sowjetischen Ein flußbe­
reich, in der Behandlung unse­
rer  18 M illionen Menschen ist 
der Uhrzeiger kaum merklich 
über Stalin hinausgerückt. In  
der Zone sind immer noch die 
gleichen Männer und die g le i­
chen Methoden.“  D er sow jet- 
zonale Justizm inister H ilde 
Benjam in habe vo r kurzem 
noch die parteiliche Justiz ge­
fordert. „Das ist m it den pri­
m itivsten Erfordernissen eines 
Rechtsstaates unvereinbar", 
sagte Kaiser

D er M in ister te ilte  mit, daB 
seit dem 8. Mai 1945 insgesamt 
über 70 000 Personen, darunter 
über 1000 Jugendliche unter 
18 Jahren, in  sowjetzonalen 
L a gern  und Haftanstalten ge ­
storben seien. W e ite r  würden
23 500 Personen verm ißt, etwa
24 000 seien verschollen. Anfang 
M ai dieses Jahres wurden noch 
rund 18 900 politische H äftlinge 
in  den zahlreichen Strafvoll­
zugsanstalten gefangengehalten. 
H iervon  seien rund 1200 Perso­
nen von sowjetischen M ilitä r­
tribunalen verurteilt worden. 
Von den nach dem Volksauf- 
stand vom 17. Juni 1953. zu 
Freiheitsstrafen Verurteilten  be­
fänden sich noch etwa 600 in 
H aft.

Keine Parallele
K a iser fuhr fo r t : .„Koch im ­

m er schmachten Tausende in 
den Zuchthäusern und Gefäng­
nissen. In  dieser Zeit, in  der 
sieh d ie ' Völker bemühen, zu 
einer allgemeinen Entspannung 
zu kommen, in  dieser Zeit, in 
der auch im  Ostblock v ie le  
Tausende von politischen Ge­
fangenen entlassen werden, 
können die Tore der Zuchthäu­
ser in M itteldeutschland un­
m öglich geschlossen bleiben. 
Das ist die Überzeugung der 
gesamten deutschen Öffentlich­
keit, die in diesen Wochen mit 
wachsendem Nachdruck immer 
w ieder zum Ausdruck kam. 
Unter diesem Druck hat das 
R eg im e der Zone versucht, eine 
Para lle le  zu ziehen zwischen 
der politischen und parteilichen 
Justiz au f der einen und der 
Justiz eines Rechtsstaates auf 
der andern Seite. E ine  solche 
Pa ra lle le  g ib t es nicht.“

D ie Bundesregierung w ird  
m it Aufmerksamkeit die weitere 
Entw icklung in  der Zone ver­
fo lgen. Sie w ird  von sich aus 
alles tun, um die F re izü g ig ­
keit in  ganz Deutschland zu 
fördern und die geistige und 
kulturelle Einheit Deutschlands 
zu stärken und zu vertiefen. 
Dabei ist sich die Bundesregie­
rung im  klaren darüber, daß 
a lle Bemühungen, vor allem 
Vorbereitungen bleiben fü r  den 
Tag , an dem sich fre i gewählte 
Repräsentanten aus beiden S e i­



D er Abgeordnete W il ly  Brandt (Berlin ) begründete d ie Große A n frage der Fraktionen*. 
Xinks m it Sonnenbrille: Bundeskanzler Adenauer.

len  Deutschlands zusammenfin­
den, um gemeinsam das W erk  
der E in igung zu vollziehen.“

Zuvor hatte K a iser eine 
Schilderung des katastrophalen 
Gesundheitszustandes der H ä ft­
linge in  den Strafanstalten 
gegeben. Pakete m it konzen­
trierten Lebensm itteln, die zur 
Erhaltung der Gesundheit das 
Bückgrat bildeten, dürfen seit 
Novem ber 1955 politischen H ä ft­
lingen  nicht mehr ausgehändigt 
werden. D ie Krankenversor­
gung w erde fast ausschließlich 
durch Ärzte wahrgenommen, die 
selbst inhaftiert seien.

D er überwiegende T e il der 
politischen Gefangenen sei w e­
gen „Boykotthetze“ , „K r ie gs ­
hetze", „Agententätigkeit“ , 
„Spionage" oder „antisow jeti­
scher Propaganda" verurteilt 
worden. In  der Zeit von Juli 
1955 bis Ende A p r il 1956 seien 
55 Sowjetzonen - Bewohner in 
40 Strafverfahren w egen  soge­
nannter Abw erbung zu insge­
samt 265 Jahren Zuchthaus ver­
urteilt worden.

Auch im  internationalen B ei- 
severkehr sei von  seiten der So- 
w jetzonen-Behorden kaum eine 
Erleichterung gew ährt worden. 
W ährend ' die Bundesregierung 
alles tue, um den Reiseverkehr

zu fördern  und z. B. einem gro­
ßen T e il der Sowjetzonenbesu­
cher auf Kesten  des Bundes 
fre ie  Rückfahrt gewähre, ließen 
übereinstimmende Berichte aus 
verschiedenen Bezirken der Zone 
erkennen, daß die behördlichen 
Anweisungen fü r die Erteilung 
der Erlaubnis zur Ausreise in  
das Bundesgebiet sowohl schrift­
lich w ie  auch in  Dienstbespre­
chungen erheblich eingeengt 
w orden seien.

D ie  Bundesregierung sei m it 
allen K rä ften  bemüht, d ie B e­
ziehungen zur sowjetzonalen 
Bevölkerung auf allen nur m ög­
lichen Gebieten zu stärken. Sie 
sei ferner an den Besprechungen 
m it Sachverständigen der Zone 
auf technischem Gebiet in teres­
siert und w erde sich dafür ein- 
setzen, daß sie weitergeführt 
und intensiviert würden, soweit 
sie im  Interesse der deutschen 
Bevölkerung diesseits und jen ­
seits der Zonengrenze lägen. 
„D ie  Bundesregierung muß aber 
nach w ie vor Kontakte auf R e ­
gierungsebene ablehnen, w eil 
sie in dem Regim e der Sow jet­
zone keinen legitim en Vertreter 
der dortigen Bevölkerung er­
blicken kann.“

Kaiser forderte die Abschaf­

fung a ller Sonderausweise der 
Sow jetzonenverwaltung im  P e r ­
sonenverkehr, W iedereröffnung 
der seit 1945 gesperrten Grenz­
übergänge, Erleichterung des 
Zonen-Grenzverkehrs durch A u f­
hebung des Zehn-M eter-Kon- 
trollstreifens, des 500-Meter- 
Schutzstreifens und der Fün f- 
km-Sperrzone, W e ite r schlug der 
M in ister vor, die Kontrollen  der 
sowjetzonalen Grenzorgane zu 
erleichtern und zu beschleuni­
gen, den Interzonenhandel zu 
erweitern, auf den Hauptstrec­
ken die zweiten Gleise w ieder 
einzubauen und den Straßenauf­
bau gemeinsam zu planen, um 
ein einheitliches deutsches V er­
kehrsnetz zu erzielen. V ie le  
dieser Vorschläge könnten durch 
einen einseitigen Yerw altungs- 
akt auf sowjetzonaler Seite ver­
w irk lich t werden.

D er M in ister erinnerte daran, 
daß sich die v ier Großmächte 
nach der Berliner Blockade ver­
pflichtet hätten, einen normalen 
innerdeutschen Güter- und P e r ­
sonenverkehr zu gewährleisten. 
D ie  Verpflichtungen Sow jetruß­
lands seien dadurch nicht be­
rührt worden, daß die soge­
nannte D D R  m it der Kontrolle 

’ der Verbindungswege zwischen 
der Bundesrepublik und B erlin  
beauftragt wurde.



Vorschläge für Berlin
über die Keisemögiichlceiten 

m it Berlin sagte Kaiser, daß 
die Bundesregierung in den E r­
klärungen sow jeizonaler Spit* 
ssenfünktionäre keine Anzeichen 
w irklicher Entspannung in B er­
lin  zu sehen vermöge, da bisher 
keine_ praktischen Maßnahmen 
getroffen wurden, .0 ic Bundes­
regierung halte es iü r möglich, 
daß Ostberliner und sowjetzo- 
naLe VerwaUungsanordnungen 
erheblich zur Erleichterung des 
Verkehrs beitragen könnten. 
B r empfahl, den Passierschein­
zwang für W estberliner aufzu­
heben und die Kontrollen aus­
schließlich auf den WTaren- und 
Zahlungsverkehr zu beschrän­
ken. Zu technischen Kontakten 
zwischen W est- und Ostberlin 
sagte der Minister, daß außer 
dem durchgehenden U-Baiin- 
Verkehr geringfü gige technische 
Kontakte bei den Entwässe­
rungsanlagen und der Wasser­
versorgung, beim Post- und P a ­
keiaustausch, im Telegram m ­
verkehr sowie in einem be­
schränkten Amtshilfeverkehr auf 
polizeilichem Gebiet bestünden. 
Bei gutem  W illen  der Ostberli- 
ner Stadtverwaltung könnten 
diese Kontakte wesentlich er­
w eitert werden. Er setzte sich 
hierbei fü r einen einheitlichen 
Fernsprechverkehr, durchgehen­
den Straßen* und Ömnibusver- 
kehr, fü r  einen ungehinderten 
Verkehr auf den Berliner W as­
serstraßen und die fre ie  Wahl 
des Arbeitsplatzes fü r Ostberli­
ner ein. Ferner empfahl er den 
gemeinsamen Einsatz der Feu er­
wehren und eine engere Zusam­
menarbeit von Gesundheit®- und 
Veterinärverwaltungen.

F ü r  die Zeit vom 1. Januar 
bis 8. Mai habe der Po lize ipräsi­
dent in  B erlin  drei gewaltsame 
Entführungen und v ie r  F ä lle  
versuchten Menschenraubs fest­
gestellt. D ie Zahl der in  W est­
berlin  wohnenden Siedler und 
K leingärtner, denen die N u t­
zung ih rer Grundstücke am 
Stadtrand verboten wurde, be­
trage rund 40 000. Der Besuch 
der F riedhöfe in den Kandge- 
bieteft sei nur m it Passierschein 
möglich.

„D ie Bundesregierung kann 
nur hoffen, daß die Regierung 
der Sowjetunion als die ver­
antwortliche Instanz das ihre 
dazu beitragen w ird, den F r ie ­

den in Berlin  zu sichern“ , sagte 
Kaiser.

Mora m er (SPD)s 
„Heißes Elsen"

Nach den Ausführungen K a i­
sers begründete der SPD -Abge- 
ordnete K a rl Mommer einen 
A ntrag der- SPD, der u. a. eine 
Verstärkung der Kontakte über 
die Zonengrenzen hinweg fo r ­
dert, um dadurch die W ieder­
verein igung zu erleichtern. 
Mommer bezeichnete den Antrag 
als „heißes Eisen“ . D er SPD- 
A ntrag sieht ferner einen fre ien  
Austausch a ller Druckschriften 
über die Zonengrenze vor, wenn 
nötig, auch einseitig. Den A u f­
bau der Treuhandstelle fü r den 
Interzonenhandel und die E r­
richtung neuer Treuhandstellen 
zur Norm alis ierung des Perso ­
nen- und Güterverkehrs bezeich­
net Mommer als ein anderes 
w ichtiges Anliegen,

Der „heikelste Punkt“  des 
SPD-Antrages sei die Forde­
rung, „unbeschadet der vorbe­
haltenen Rechte und Verpflich­
tungen der v ie r  Mächte gegen­
über Deutschland als Ganzem 
m it den in der Sow jetzone be­
stehenden Behörden alle nöti­
gen Besprechungen zu führen“ . 
D ie  Bundesregierung habe m it 
dem ehemaligen säarländischen. 
Ministerpräsidenten H off mann
verhandelt, ohne seine R eg ie ­
rung anzuerkennen. D ie Bundes­
regierung dürfe „keine Angst 
vor Teufeln haben, selbst wenn 
sie rot sind“ .

Brookmaim (CDU): 
„Erschütternde Bilanz"

In  der Debatte bezeichnet© 
W a lter Brookmann (CDU/CSU) 
den Bericht der Bundesregie­
rung als eine „grausame und 
uns a lle zutiefst erschütternde 
Bilanz“ . A lle  Deutschen in  der 
Bundesrepublik seien aufgeru­
fen, sieh m it ihren Landsleuten 
In der Zone solidarisch zu füh­
len. Das W ort des ‘Apostels 
Paulus „einer trage des anderen 
Bast* sei der tie fere Sinn der 
heutigen Debatte.

D er Bundestag sei nicht ge­
w illt, zu resignieren. Den be­
freundeten Westmächten müsse 
bewiesen werden, daß w ir  selbst 
bereit sind, auf innenpolitischem  
Gebiete alle nur möglichen Maß­
nahmen im  Interesse der m ittel­

deutschen Bevölkerung au er­
greifen. Obwohl der SED-Par- 
teikongreß „bis zu einem gew is­
sen Grads“  eine Sensation war, 
da Grotewohl W illkürakte des 
Systems zugab, handele es sich 
doch offenbar nur um L ippen­
bekenntnisse.

Zu dem von der SPD einge- 
b rächten A ntrag erklärte der 
Sprecher der CDÜ/CSU mit 
Nachdruck, daß der W e g  zur 
W  i e öei*ver eiiiigung nicht über 
Pankow  führe, obwohl die so­
w jetische P o litik  ständig ver­
suche, uns das einzureden. Aus 
diesem Grande habe seine F rak ­
tion gegen ein ige Punkte des 
Antrags Schwere Bedenken. 
Trotzdem  sei sie m it der Über­
weisung des Antrages an die Zu­
ständigen Ausschüsse einver­
standen. D ie  CDli/CSU sei fest 
entschlossen, alle Maßnahmen 
zur Festigung des Zusammen­
haltes zwischen den beiden Be­
völkerungsteilen zu unterstüt­
zen. Sie sei jedoch genauso fest 
entschlossen, allen Versuchen 
zu Widerstehen, die gegenwär­
t ig  amtierenden Machthaber in 
Pankow  anzuerkennen.

Weimer (SPD):

Strich unter Vergangenheit
H erbert W ehner (SPD ) er­

k lärte als nächster Redner, auf 
beiden Seiten der Zonengrenze 
sollten die Opfer des kalten 
K rieges begnadigt werden. Es 
sei an der Zeit, einen Strich 
unter das Vergangene zu zie­
hen. D er erste Sekretär der 
K P d S U  Chrustsehow habe selbst 
zugegeben, daß Maßnahmen er­
griffen  werden müßten, um der 
Gerechtigkeit w ieder Geltung zu 
verschaffen. Aber noch kein 
leitender Funktionär der SED 
habe bisher ein ähnliches W ort 
gefunden.

W ehner sagte weiter, man 
müsse auch in  der Bundesrepu­
b lik  aufhören, durch aufreizen­
de Erklärungen neue Reaktionen 
herauszuforüern, die sich nach­
te ilig  auf jene auswirken kön­
nen, die in der Gewalt der So- 
wjetzonen-Machthaber sind. M it 
deutlicher Anspielung auf eine 
Äußerung des Bundeskanzlers 
vor dem Bundesverband der In ­
dustrie sagte W ehner: „W e r  von 
Todfeinden spricht, verbessert 
die L a ge  nicht.“

Der Abgeordnete kritisierte, 
daß Besuchern aus der Zone,



die den von den Zonenbehörden 
gesetzten. Rückreisetermin über­
schreiten, kein Geld fü r die 
Rückfahrkarte gezahlt werde. 
Zu technischen Abkommen zw i­
schen den beiden Te ilen  Deutsch­
lands sagte er, man müsse sich 
von der Vorstellung fre i machen, 
daß die andere Seite solche A b ­
kommen nur dann schließe, 
wenn sie daraus V orteile  habe.

Hinsichtlich der F rage  der 
demokratischen Legitim ation  
von Vertretern der anderen 
Seite sagte W ehner, die Bundes­
regierung unterhalte auch Be­
ziehungen zu Staaten, deren 
V ertreter keine in unserem 
Sinne ausreichende demokrati­
sche L eg itim a tion  besäßen. Es 
bestehe natürlich ein U nter­
schied zwischen den Beziehun­
gen zu fremden Staaten und 
zwischen denen in der anderen 
H ä lfte  Deutschlands. Dann aber 
dürfe der Unterschied auch nicht 
gegenüber den Ostblockstaaten 
in Erscheinung treten.

Le mm er (CDU): 
Kein Haiidetsobfeki

Ernst Lem m er (CDU/CSU) 
sagte, die Antw ort der Bundes­
regierung und die Debatte hät­
ten gezeigt, daß in allgn w e­
sentlichen Fragen  Übereinstim­
mung besteht. D ie Bereitschaft 
der Bundesregierung, sich fü r 
die L a ge  der mitteldeutschen 
Bevölkerung verantwortlich zu 
fühlen, sei keine illusionäre P o ­
litik. W enn auch die andere 
Seite guten W illens sein sollte, 
dann werde sie aus der sorg­
fä lt ig  gewählten Antw ort der 
Bundesrepublik herauslesen 
können, daß sie Im Interesse der 
leidenden Bevölkerung in  der 
Sowjetzone keine O pfer scheue.

Lem m er warnte vor der An­
sicht. daß eine Norm alisierung 
des äußeren Lebens einer L ö ­
sung der deutschen Frage 
gleichkomme. Im  12. Nachkriegs­
jahr sei es höchste Zeit, zw i­
schen Görlitz und Aachen, K on ­
stanz und Rostock endlich jene 
Verkehrsmöglichkeiten zu schaf­
fen, w ie sie in jedem  zivilis ier­
ten Lande selbstverständlich 
sind. Zur F rage  der politischen 
H äftlin ge stellte Lem m er fest, 
daß in westdeutschen Gefäng­
nissen gerade so v ie le  „Gesin­
nungstäter“ inhaftiert seien, daß 
eine dreistellige Zahl eben über­
schritten werde. (Zwischenruf

Bundesministers Schröder: „W e­
n iger“ ). Deswegen sei die F o r ­
derung um so berechtigter, in  
dieser F rage  großzügiger zu 
sein.

Lem m er kritisierte die Bem er­
kung Grotewohls, daß politische 
Gefangene fü r die Zone kein 
Handelsobjekt seien. „W ir  kön­
nen H errn  Grotewohl versichern, 
daß h ier niemand von uns an 
ein Han.de !s geschält gedacht 
hat.“

W ill (FDP):

Verstärkter Flugverkehr
F ü r die Freien  Demokraten 

sagte D r. Rudolf W ill, die 
W  ostdeutsch en sollten eine
Hand Ales guten W illens aus- 
s trecken in der Hoitm mg, daß 
sie ergriffen  werde, damit den 
18 M illionen Brüdern und Schwe­
stern in  der Sowjetzone das L e ­
ben erleichtert w ird. Nach sei­
nem Eindruck seien beide Seiten 
bereit, d ie Methoden des kalten 
K rieges aufzugeben, um zu­
nächst eia friedliches Nebenein­
ander zu schaffen.

W ill sagte weiter, Bundesre­
gierung und Berliner Senat soll­
ten nicht erlahmen, auch im 
Flugverkehr zwischen Berlin  
und dem Bundesgebiet mehr zu 
erreichen. D ie  je tz igen  F lu g ve r­
bindungen  langten bei weitem  
nicht.

Seiboih (BHE):
Zn  p f s n  Taten provozieren

Frank Seibpth (Gesamtdeut­
scher B lpck/BKE) forderte die 
Bundesregierung auf, ernst und 
m it dem W illen  zur G roßzügig­
keit die F rage  zu prüfen, ob 
nicht eine Amnestie fü r alle po­
litischen Straftaten in der Bun­
desrepublik verfügt werden 
könne, um damit die Behörden 
der Sowjetzone „zu guten Taten 
zu provozieren“ . In  der F rage 
der Beziehungen zu den Deut­
schen in  der Sowjetzone könn­
ten auch auf westlicher Seite 
„Rollkommandos des guten W il­
lens“ eingesetzt werden. Zum 
Beispiel sei es nicht nötig, dai3 
östliche Propagandasphriften 
erst von der Staatsanwaltschaft 
geprü ft werden, bevor sie den 
Bundestagsabgeordneten zug'e- 
ste llt werden. D ie Bevölkerung 
sei re if genug, um selbst zw i­
schen L iteratu r und Makulatur 
zu unterscheiden.

SSO, herfisrenl
Der kleine TA G  w ird ver­

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
{faß seine Post Überwacht 
w ird, kann d e « kleinen TA G  
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgerm eister- 

1 amt oder bei seiner Dienst- 
I  stelle abgeben, übrigens 
I wird er auch dort gern  
I gelesen.
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Margot Kalmke (D F ); 

Pflicht zum Opfer
F ü r die D P  erklärte die A b­

geordnete M argot Kallnke, der 
Westen dürfe aus dem Sattsein 
seiner w irtschaftlich gesunden 
Ordnung nicht den Mut und die 
Pflicht zum Opfer verlieren. Es 
sei der Zeitpunkt gekommen, 
a lle außen- und innenpolitischen 
Möglichkeiten neu zu überden- 
ken,t um die Freiheit a ller Deut­
schen zu erreichen.

Heim (Dem. Arbeit gg.):

K öld iös ieran g geh l w e ite r
A is Sprecher der Dem okrati­

schen Arbeitsgemeinschaft er­
klärte der Abgeordnete D r. 
Herrn, daß noch keine Beweise 
fü r  einen Gesinnungswechsel de? 
Machthaber der Zone vor­
liegen. An  die Stelle plum­
per Methoden der Enteig­
nung seien raffin iertere Metho­
den der Existenzvernichtung ge­
treten. Henn w ies auf verschie­
dene Anweisungen auf dem Ge­
biete der W irtschaftspolitik  hin, 
aus denen u. a. die Fortsetzung 
der Kolchosierung hervorgehe. 
In  der Form  von Staatsbeteili­
gungen versuche man, die rest­
lichen Privatbetriebs unter Edn- 
fiuß zu bekommen.



So sind sie wirkliche

Mode-Diktatorin in Spitzen und Rüschen
Seit die SED  die Schaffung 

eines „Modezentrum Berlin" auf die Tagesordnung setzte, 
geh t m an in  der Zone der b is­h er sorgsam  gehüteten P ro - vinzmode zuleibe. Und es meh­
ren  sich die Stimmen, die eine 
A bberufung jener F rau  fo r­dern, die fü r  alle diese Ge­
schmacklosigkeiten in  Stoff und 
K unstleder verantwortlich sein soll: Elli Schmidt, M odedikta­to r in  Spitzen und Rüschen . . .

.Elli Schmidt is t heu te L ei­te rin  des „Institu ts  fü r Beklei- 
öungskultur" in  der O stberliner 
B runnenstraße, wo sie m it 
einer Handvoll F unktionärs­und M inisterfrauen den äuße­
ren  H abitus des N orm albürgers auf die KuLturbedürfnisse Mos­
kauer Bestarbeiterinnen zuzu­
schneiden versucht. Sie is t der T y p  jene r Funktionärsfrau , die 
— wie es Stalin  einmal selbst form ulierte — „sogar das K af­
feewasser anbrennen lassen, weil bei M arx nichts übers Kaffeekochen s teh t“.
„H ier sprich t Iren e G ärtner . . . “

Elli Schmidt is t am  S. S. 1908 in  Berlin  als Tochter eines H andw erkers geboren. Als 19- jährige Näherin, tra t  sie der 
K PD  bei, um  hauptam tliche F unk tionärin  zu werden. Im  
K PD -F rauensekretariat Berlin- 
B randenburg erw arb sie sich dadurch einen Namen, daß sie 
inaktive Kom m unistinnen in  „N ähzirlteln“ organisierte. Diese 
„Kapitulantenm ethode" w urde 1933 von der Zentrale scharf 
verurteilt. Die Illegalität en t­hob E lli Schmidt einer pein­
licheren Auseinandersetzung über diesen P unk t. Bis 1937 ge­
lang es ih r  unterzutauchen, dann floh sie über P ra g  und  
P aris  nach Moskau. Sie ist eine der wenigen kommunistischen 
Frankreich  - Em igranten, die 
nach dem H itler-S talin -Pakt M oskau die Treue hielten.

Im  K riege sprach sie als „Irene G ärtner“ über den Mos­
kauer Rundfunk ih re Sendung „An die deutsche F ra u “. Ih re  
lebensfrem den Thesen fanden 
damals keine Resonanz. Mit 
ihrem  damaligen Mann, dem viel um strittenen  Anton Acker­
m ann, kam sie als eine der

ersten  K P -F rauen  nach Berlin zurück. H ier diente sie sich 
von der L eiterin  des O stberli­
n er K PD -Frauenreferates b is zur Vorsitzenden des „Demokra­tischen Frauenbundes" und zur K andidatin  des SED-Politbüros empor.
Skandal und  D egradierung

Ih re  m angelnden organisato­
rischen Fähigkeiten, die gerade fü r  eine untere Funktion  aus­
reichen mochten, brachten es m it sich, daß der DFD u nter ih re r L eitung rund 80 000 M it­glieder verlor. Eine Seheidungs- 
affäre — der damalige S taats­
sek retär Ackermann ließ sie zu­gunsten  des gemeinsamen K in­
dermädchens im Stich — grenzte h a r t an einen innerparteilichen Skandal. Gerade kurz zuvor 
h atte  sie öffentlich gegen die Scheidung alle r Ehen Stellung 
genommen, aus denen K inder 
hervorgegangen sind.Ulbricht, dessen verstorbene 
F rau  Lotte K ühn m it der 
Schmidt eng befreundet war, gab ih r noch eine Chance. Als im Dezember 1953 V ersorgungs­m inister H am ann (LDP) sein P.egierungsamt m it einer SSD- 
Zelle vertauschen m ußte, wurde 
E lli Schmidt zwei Monate spä­te r  Leiterin  einer „Staatlichen Kommission fü r Handel und 
Versorgung“ im R ange eines 
S taatssekretärs. D er 17. Jun i

1953 beendete diese Karriere. 
Vor einer H undertschaft revol­tierender D FD -Funktionärinnen 
machte die Schmidt Zugeständ­
nisse, die so g ar nicht zu der anschließenden N iederknüppe- 
lung des Volksaufstandes paß­ten. Sie, die au f den „Rebel­
len“ H errnstad t gesetzt hatte, m ußte m it ihm in  die W üste 
gehen. U nm ittelbar nach dem 
A ufstand w urde sie aller Funk­tionen und P arteiäm ter entho­
ben. Dabei h a tte  sie gerade in ih re r letzten F unktion die ein­
zige wertvolle Aufgabe ihres 
F unktionärsdaseins gelöst: Sie u nterbre ite te dem SBD-Zentral- 
kom itee einen Plan, wie man durch eine bestim mte A rt der 
W arenstreuung, durch neue P reiskalkulation  und durch die Abstoßung von Überplanbestän­
den gleichzeitig eine P reissen­
kung herbeiführen und unren­table Produktionszweige ren ta ­
bel machen kann. E in Plan, der ausgerechnet der am letzten 
Sonntag verkündeten HO-Preis- senkung  als M uster diente.
E lli Schmidt k reiert 
M oskauer Stil 

Im  Dezember 1953 wurde Elli Schmidt ins „ Institu t fü r Be­
kleidungskultur" abgeschoben. Das hatte damals n u r geringe 
Bedeutung, u nd  m an w ar der Meinung, die ausgesteuerte 
F rau  Ackermann a. D. könne nun  keinen Schaden m ehr an- richten. Die nächsten beiden 
Jah re  haben diesen Optimismus 
gründlich revidiert. In  ih rer 
F urch t, erneut politische Schnit­
zer zu begehen, lenkte die Schmidt den sowjetzonalen Modekurs auf „Moskauer S til“ 
und  unterdrückte beharrlich die „Nachahmer westlicher Unkul­
tu r“, die schüchtern einzuwen­den w agten: „Sehen w ir nicht 
etwas komisch au s?“Dieser Tage erschien Elli 
Schmidt auf einer Ostberliner 
Modekonferenz im schwarzen 
Rüschenkostüm  m it Rosdspitze, das allgemeine H eiterkeit er­
regte. Ob sie sich der neuen Modelinie, die man aus R enta­
bilitätsgründen  einschlug, an ­
passen kann? Und wenn nicht 
-— in welcher Funktion w ird sie dann erneut die sowjetzonale 
Öffentlichkeit beglücken?

ELU SCHMIDT


